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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

1. Abgeordneter Bürger aus welchen afrikanischen Staaten benö- 

Schwenninger tigen zur Einreise in die Bundesrepublik 

(DIE GRÜNEN) Deutschland ein Visa [vgl. Antwort der Bundes- 

regierung an die Abgeordnete Frau Berger 
(Berlin), Drucksache 10/2210]? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 8. Januar 


Die Staatsangehörigen aller afrikanischen Staaten haben nach § 5 Abs. 1 
Nr. 1 der Durchführungsverordnung zum Ausländergesetz (DVAuslG) 
die Aufenthaltserlaubnis vor der Einreise in der Form des Sichtvermerks 
einzuholen, wenn sie sich länger als drei Monate im Bundesgebiet auf- 
halten oder im Bundesgebiet eine Erwerbstätigkeit ausüben wollen. Der 
uneingeschränkten Sichtvermerkspflicht, die auch für einen Aufenthalt 
bis zu drei Monaten ohne Aufnahme einer Erwerbstätigkeit gilt, unterhe- 
gen nur die Staatsangehörigen derjenigen afrikanischen Staaten, die 
nicht in der Anlage zur DVAuslG, der sogenannten Positivliste, auf ge- 
führt sind. 

Vornehmlich aus außenpolitischen Gründen führt die DVAuslG grund- 
sätzlich nicht die Staaten enumerativ auf, für deren Staatsangehörige 
uneingeschränkt Sichtvermerkspflicht besteht, sondern mit der Positivli- 
ste nur die Staaten, deren Staatsangehörigen die Vergünstigung der 
Befreiung von der Aufenthaltserlaubnispflicht gewährt wird. Deshalb ist 
die von Ihnen gestellte Frage bereits mit der von Ihnen zitierten Antwort 
der Bundesregierung (Drucksache 10/2210) zutreffend und erschöpfend 
beantwortet worden. 

2. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 
(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Anleitungen 
wie das von der Bundesstelle für Büroorganisa- 
tion und Bürotechnik (BBB) herausgegebene 
Merkblatt M 18 „Bürger nahe Verwaltungsspra- 
che ", welches nicht nur zum Beispiel scheinbar 
fachmännische Redewendungen wie „zu Verlust 
gegangen" kritisiert, sondern Verbesserungs- 
vorschläge zu den verschiedensten Aspekten 
macht, und teüt die Bundesregierung die Auffas- 
sung, daß es sinnvoll wäre, wenn jeder entspre- 
chende Texte schreibende oder entwerfende 
(und klares bürgernahes Verwaltungsdeutsch 
noch nicht beherrschende) Staatsdiener diesen 
oder eventuell noch bessere, ausführlichere, hu- 
morvollere oder auf einzelne Verwaltungszwei- 
qe spezialisierte Leitfäden auf dem Schreibtisch 
hätte? 


3. Abgeordnete Wie steht die Bundesregierung zu der Anregung, 

Frau die Vorgesetzten auf allen Ebenen der Verwal- 

Hoffmann tung dazu anzuhalten (über die bisherige Anlei- 

(Soltau) tung und Kontrolle im Rahmen der Dien stauf - 

(CDU/CSU) sicht hinaus), regelmäßig stichprobenartig von 

ihren Untergebenen verfaßte, insbesondere nach 
draußen gerichtete Briefe daraufhin zu überprü- 
fen, ob sie klar und leicht verständlich geschrie- 
ben sind, dieses Kriterium ausdrücklich in Beur- 
teilungen einfließen zu lassen oder einschlägige 
Bewertungen wenigstens den Personalunterla- 
gen beizufügen und in diesem Aspekt vorbildli- 
che Staatsdiener zu würdigen? 
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4. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei der Anwendung von Bundesgesetzen die 
Kommunalverwaltungen, aber auch die mit be- 
sonders zahlreichen Akademikern bestückten 
Bundesbehörden oftmals durch unnötig schwer- 
verständliche Bescheide Bürgern vermeidbaren 
Aufwand bereiten und auch vielfach eigentlich 
überflüssige, aber letztlich kostenträchtige 
Nachfragen und sachlich imbegründete Be- 
schwerden hervorrufen? 


5. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen für eine bessere Amtsspra- 
che hat die Bundesregierung in den Bundesbe- 
hörden ergriffen, und ist sie unter Berücksichti- 
gung der verfassungsmäßigen Zuständigkeits- 
Verteilung in der Lage und gegebenenfalls be- 
reit, Länder- und Kommunalverwaltungen (und 
eventuell auch sonstige befaßte Stellen) zum 
Beispiel dadurch zu unterstützen, daß sie klare 
und leichtverständliche Formulierungen sam- 
melt und bereitstellt, die der Sachbearbeiter vor 
Ort einbauen kann, um etwa einen auf Grund 
von Bundesgesetzen erfolgenden Ablehnungs- 
bescheid zu begründen und zu erläutern? 


Antwort des Staatssekretärs Kropp enstedt 
vom 11. Januar 

Das im Auftrag des Bundesministers des Innern von der Bundesstelle für 
Büroorganisation und Bürotechnik entwickelte Merkblatt M 18 „Bürger- 
nahe Verwaltungssprache" will anregen, Mitteüungen der Verwaltung 
an den Bürger allgemeinverständlich und bürgemah zu fassen. Die Ver- 
waltungssprache darf nicht zur Geheimsprache werden. Sie soll einfach 
und klar sein. 

Das Merkblatt M 18 wendet sich an alle Verwaltungsangehörigen, die 
Verwaltungstexte entwerfen, schreiben oder unterschreiben, d. h. es 
wendet sich an Vorgesetzte, Bearbeiter und text verarbeit ende Kräfte. 
Hierbei soll der Vorgesetzte in seinem Verantwortungsbereich für einen 
bürgerfreundlichen Umgangsstil sorgen und gleiche Bestrebungen seiner 
Mitarbeiter fördern. 

Die Bundesregierung beurteüt die im Merkblatt M 18 enthaltenen Anlei- 
tungen positiv. Dieses Merkblatt steht nicht nur der Bundesverwaltung, 
sondern auch den Ländern und Gemeinden zur Verfügung. Es hat in den 
Verwaltungen allgemein großes Interesse gefunden. Insgesamt wurden 
bislang 32 000 Exemplare bestellt und ausgeliefert, davon allein 25 000 an 
Bundesbehörden. Eine Neuauflage ist inzwischen eingeleitet. Darüber 
hinaus hat der Bundesminister des Innern zwischenzeitlich für Behörden 
außerhalb des Bundesbereichs eine Nachdruckgenehmigung für bereits 
25 000 weitere Exemplare erteüt. 

Die Bundesregierung erhofft sich von einer Verbreitung auf allen Ebenen 
der öffentlichen Verwaltung ein verbessertes bürgerfreundliches Verhal- 
ten. Sie teüt die in Ihrer Frage geäußerte Ansicht, daß eine einfache und 
klare Verwaltungs spräche auch dazu beitragen kann, Nachfragen und 
durch Mißverständnisse entstandene Beschwerden zu vermeiden. 

Das Merkblatt enthält bewußt nur allgemein gehaltene Formulierungs- 
beispiele für typische Fallgestaltungen. Eine darüber hinausgehende 
Formulierungsvorgabe für die Ausführung einzelner Bundesgesetze und 
für bestimmte Sachverhalte, z. B. zur Formulierung von Begründungen 
und Erläuterungen von Bescheiden, hält die Bundesregierung jedoch 
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nicht für empfehlenswert. Zum einen ist jede Entscheidung nach Lage 
des Einzelfalles zu treffen. Eine Formulierungsvorgabe könnte, sollte sie 
über die allgemein gehaltenen Beispiele üblicher Anleitungen hinausge- 
hen, der Vielzahl denkbarer Einzelfallgestaltungen kaum gerecht wer- 
den. Solche Vorgaben - vor allem, wenn ihnen etwa gar ein gewisser 
Grad an Verbindlichkeit zukommen sollte - stünden aber auch in Wider- 
spruch zu den erfolgreichen Bestrebungen in den Verwaltungen von 
Bund, Ländern und Gemeinden, die Mitarbeiter zu eigenverantwortli- 
chem Handeln anzuleiten. 

Hinsichtlich Ihrer Anregung, ein bürgerfreundliches Verhalten auch in 
die Beurteilungen der öffentlich-Bediensteten einfließen zu lassen, 
möchte ich Ihnen mitteüen, daß im Bereich des Bundesministers des 
Innern ein vor einem Jahr eingeführtes neues Beurteilungs verfahren die 
Würdigung bürgerfreundlichen Verhaltens ausdrücklich vorsieht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter Welche Rechtsgrundlagen bestehen, Todesurtei- 

Reschke le auf deutschem Boden von amerikanischen Ge- 

(SPD) richten auszusprechen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 16. Januar 

Nach dem für alle NATO-Staaten geltenden NATO-Truppenstatut (NTS- 
Text im Bundesgesetzblatt Teil II S. 1 183 ff.) ist jeder Bündnispartner, der 
auf dem Gebiet eines anderen NATO-Partners ständig Truppen statio- 
niert, berechtigt, innerhalb des Stationierungsstaates die Strafgerichts- 
barkeit über die seinem Militärrecht unterworfenen Personen auszuüben 
(Artikel VII Abs. 1 a NTS). Seine Militärgerichte wenden dabei ihr eige- 
nes Recht ohne Begrenzung auf die nach dem Recht des Stationierungs- 
staates möglichen Strafsanktionen an. Danach ist zwar nicht der Aus- 
spruch eines Todesurteils, wohl aber — kraft Sonderbestimmung des Arti- 
kels VII Abs. 7 a NTS - dessen Vollstreckung im Stationierungsstaat aus- 
geschlossen, wenn dieser - wie die Bundesrepublik Deutschland - die 
Todesstrafe abgeschafft hat. 


7. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 


Inwieweit wird die Verfassung der Bundesrepu- 
blik Deutschland, die die Todesstrafe und deren 
Vollziehung nicht zuläßt, auf Grund des Urteils 
des amerikanischen Militärgerichts vom 16. No- 
vember 1984 gegen den Soldaten Dock davon 
berührt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 16. Januar 

Das Urteü des amerikanischen Militärgerichts vom 16. November 1984 
gegen den Soldaten Dock ist in Ausübung originärer amerikanischer 
Strafgewalt verhängt worden. Artikel 102 des Grundgesetzes verbietet 
die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe in Ausübung deut- 
scher Strafgewalt, steht aber der Verhängung einer Todesstrafe durch die 
Militärgerichtsbarkeit, die ein anderer Entsendestaat im Rahmen der 
Bestimmungen des NATO-Truppenstatuts über eine seinem Militärrecht 
unterworfene Person ausübt, nicht entgegen. 
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Ist die Bundesregierung bereit, die Auslieferung 
des Soldaten zu verhindern b zw. darauf einzu- 
wirken, daß das Urteil im Sinne der deutschen 
Verfassung umgewandelt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 16. Januar 

Eine „ Auslieferung " durch die deutschen Behörden kommt nicht in 
Betracht. Denn der Soldat Dock befindet sich seit Beginn der Durchfüh- 
rung des amerikanischen Militärstraf Verfahrens im Gewahrsam der ame- 
rikanischen Militärbehörden. Diese entscheiden ohne Einflußmöglichkeit 
deutscher Stellen, wann sie ihn in die USA überführen. Im übrigen ist die 
Anwesenheit des Verurteüten im Mutterland im Interesse seiner Verteidi- 
gungsmöglichkeiten deshalb notwendig und sinnvoll, weü das gegen ihn 
verhängte, nicht rechtskräftige Urteü gerade im Hinblick auf die Verhän- 
gung der Todesstrafe noch einer automatischen, d. h. auch ohne seinen 
Antrag ablaufenden Nachprüfung in mehreren militärgerichüichen 
Instanzen, jeweüs mit Gerichtssitz in den USA, unterhegt. 

Bisher ist noch kein in der Bundesrepublik Deutschland verhängtes 
Todesurteil eines amerikanischen Militärgerichts rechtskräftig ge- 


Kann die Bundesregierung unter Berücksichti- 
gung der Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Bund und Ländern zu der Entscheidung der zu- 
ständigen Staatsanwaltschaft Stellung nehmen, 
in Sachen des amerikanischen Soldaten Dock 
auf eine Strafverfolgung durch die deutschen 
Behörden zu verzichten, die ein Todesurteü auf 
deutschem Boden ausgeschlossen hätte, und 
wenn ja, billigt die Bundesregierung diese Ent- 
scheidung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 16. Januar 

Die Frage geht zutreffend davon aus, daß im Fall des Soldaten Dock auch 
konkurrierende deutsche Strafgerichtsbarkeit bestand. Danach hätten 
die hessischen Justizbehörden den Fall gemäß Artikel 19 Abs. 3 des für 
die Stationierung von NATO-Truppen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden Zusatzabkommens durch eine vor der Durchführung des 
amerikanischen Strafverfahrens abzugebende Erklärung an sich ziehen 
können, wenn sie wegen der besonderen Umstände des Falles der An- 
sicht gewesen wären, daß wesentliche Belange der deutschen Rechts- 
pflege die Ausübung der deutschen Gerichtsbarkeit erforderten. Nach 
Absatz 2 a des Unterzeichungsprotokolls zu Artikel 19 kann diese Vor- 
aussetzung insbesondere bei Straftaten wie (u. a.) Mord und Raub gege- 
ben sein. Im allgemeinen sind wesentliche Belange der deutschen 
Rechtspflege in diesem Sinne insbesondere dann betroffen, wenn der 
Beschuldigte in einem Strafverfahren des Entsendestaates zu müde oder 
überhaupt nicht bestraft würde. 

Die hessischen Justizbehörden haben ihre Entscheidung, den Fall nicht 
an sich zu ziehen, in eigener Zuständigkeit getroffen. Im übrigen hat 
nach Kenntnis der Bundesregierung der Beschuldigte selbst sich einem 
deutschen Strafverfahren verweigert und insbesondere jede Mitarbeit 
bei einer psychiatrischen Untersuchung, die von den ermittelnden deut- 
schen Stellen für notwendig gehalten wurde, abgelehnt. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß zu einer Stellungnahme oder 
gar Kritik an der Entscheidung der hessischen Justizbehörden. 


worden. 


9 . Abgeordneter 

Reschke 

(SPD) 


8. Abgeordneter 

Reschke 

(SPD) 
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10. Abgeordneter Welche Dienststellen oder Einrichtungen des 

Kiehm Bundes geben Mitteilungen an die Zentrale Er- 

(SPD) fassungsstelle Salzgitter über - wie es im Grün- 

dungsbeschluß heißt - in der DDR begangene 
Unrechtsverhandlungen und über die in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisende Perso- 
nen, die wegen „politischer Verdächtigungen“ 
- so nach Pressemeldungen der Leiter der Erfas- 
sungsstelle - gesucht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 16. Januar 

Gemäß Nr. 4 des Erlasses des Niedersächsischen Ministers der Justiz vom 
15. November 1961 über die Errichtung der Zentralen Erfassungsstelle 
der Landesjustizverwaltungen in Salzgitter hat die Stelle die Aufgabe, die 
in Ost-Berlin und in der DDR begangenen Gewaltakte, für deren Verfol- 
gung keine örtliche Zuständigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
besteht, zu erfassen, das darüber vorhandene Material zu sammeln und 
die notwendigen und zugänglichen Beweise zu sichern. Entsprechend 
dem allgemeinen Grundsatz, wonach sich alle Behörden des Bundes und 
der Länder gegenseitig Rechts- und Amtshüfe leisten, teüen Dienststellen 
und Einrichtungen des Bundes, bei denen Erkenntnisse anfallen, die zum 
Sammlungsauftrag der Zentralen Erfassungsstelle in Salzgitter gehören, 
diese auf Ersuchen der Zentralen Erfassungsstelle der Landesjustizver- 
waltungen in Salzgitter mit. Im Bereich der Bundesverwaltung fallen 
entsprechende Erkenntnisse beim Bundesgrenzschutz, im Bundesnotauf- 
nahmeverfahren und bei der Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufga- 
ben an. 


11. Abgeordneter Welche anderen Informanten, insbesondere 

Kiehm staatliche Stellen der Zentralen Erfassungsstelle 

(SPD) sind der Bundesregierung bekannt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 16. Januar 

Grenzvorkommnisse und andere, den Tätigkeitsbereich der Zentralen 
Erfassungsstelle der Landesjustizverwaltungen in Salzgitter betreffende 
Erkenntnisse werden außer von den genannten Bundesdienststellen von 
der Bayerischen Grenzpolizei, dem Polizeipräsidenten in Berlin und 
anderen örtlich zuständigen Polizeibehörden der Zentralen Erfassungs- 
stelle gemeldet, örtliche Staatsanwaltschaften, bei denen zum Auf- 
gabenbereich der Zentralen Erfassungsstelle gehörige Vorkommnisse 
durch Anzeige oder von Amts wegen bekanntwerden, geben diese Vor- 
gänge zuständigkeitshalber an die Zentrale Erfassungsstelle ab. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter Kann die Bundesregierung durch Zitate belegen, 

Purps wo in der angeblich fortentwickelten Rechtspre- 

(SPD) chung des Bundesverfassungsgerichts steht, daß 

eine Ergänzungsabgabe nur dann erhoben wer- 
den kann, wenn eine nicht vorhersehbare Bun- 
desaufgabe zwingend erfüllt werden muß, die 
anderweitig nicht finanziert werden kann? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 11. Januar 

Mit der Einführung einer nur dem Bund zufließenden Ergänzungsabgabe 
nach Artikel 105 Abs. 2, Artikel 106 Abs. 1 Nr. 6 GG kann der Bundesge- 
setzgeber ohne Zustimmung des Bundesrats die Verteilung des Steuer- 
aufkommens auf Bund und Länder einseitig zu seinen Gunsten verän- 
dern. Deshalb ist diese Befugnis des Bundesgesetzgebers begrenzt. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluß vom 9. Februar 1972 
zum Ergänzungsabgabegesetz 1967 (BVerfGE 32, 333 [338 ff,]) ausdrück- 
lich auf die Entstehungsgeschichte der Finanzverfassung (Finanzordnung 
des Grundgesetzes) hingewiesen, woraus hervorgehe, daß eine Ergän- 
zungsabgabe nur zur Deckung eines „zusätzlichen Finanzbedarfs des 
Bundes“ zur Befriedigung „anderweitig nicht auszugleichender Bedarfs- 
spitzen im Haushalt", „für den Fall einer unumgänglichen und nicht 
anderweitig zu deckenden Steigerung seines (des Bundes) Finanzbe- 
darfs" bzw. „in Notfällen" erhoben werden dürfe. Im Urteil zum Investi- 
tionshüfegesetz vom 6. November 1984 (S. 32 f.) hat das Bundesverfas- 
sungsgericht „die Verläßlichkeit der Finanzordnung des Grundgesetzes 
in ihrer zentralen Bedeutung als fester Rahmen für die Erhebung, Vertei- 
lung und Verwaltung der staatlichen Einnahmen" besonders hervorge- 
hoben. Hieraus folgt, daß die Ergänzungsabgabe nur zur Deckung eines 
speziell den Bund betreffenden zusätzlichen Finanzbedarfs erhoben wer- 
den darf. 


13. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung erläutern, wie sie zu 
der Annahme kommt, daß wir 1982 in der Bun- 
desrepublik Deutschland eine Staatsquote hat- 
ten, deren Höhe bedeutete, daß „1982 der Staat 
jede zweite Mark ausgab, die bei uns erwirt- 
schaftetwurde" (Bundesminister Dr. Stoltenberg 
in BMF-Nachrichten Nr. 42/84, Seite 3)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 11. Januar 

Die Ausführungen von Bundesminister Dr. Stoltenberg bezogen sich auf 
das Verhältnis der Ausgaben des Staates im Vergleich zum Bruttosozial- 
produkt. 1982 betrug diese Staatsausgabenquote 49,9 v. H. Diese Rela- 
tion besagt, daß die staatlichen Ausgaben in diesem Jahr einen Umfang 
erreichten, der der Hälfte aller erstellten gesamtwirtschaftlichen Leistun- 
gen entsprach. Im übrigen nehme ich auf die Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Grüner auf Ihre Fragen 43 und 44 (Drucksache 10/ 
2545) zur Fragestunde Bezug. 


Von wem und wofür wurde die andere Hälfte, 
die in der Bundesrepublik Deutschland 1982 er- 
wirtschaftet wurde, ausgegeben, wenn man ge- 
samtwirtschaftliche Aggregatsgrößen zugrunde 
legt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 11. Januar 

Im Rahmen des gesamtwirtschaftlichen Kreislaufs wird der Teü der Nach- 
frage, der nicht auf staatlichen Verbrauch und staatliche Investitionen 
entfällt, durch private Haushalte, Unternehmen und Ausland für Kon- 
sum- und Investitionszwecke ausgeübt. 


14. Abgeordneter 
Purps 
(SPD) 
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15. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 


Trifft der Bericht der Stuttgarter Zeitung vom 
12. Dezember 1984, Seite 20, zu, nach dem das 
Finanzamt Böblingen einer angeblich für den 
Verbraucherschutz tätigen, tatsächlich jedoch 
mit Hypotheken und Versicherungen handeln- 
den „Schutzgemeinschaft gegen unlautere Bau- 
finanzierung" die steuerliche Gemeinnützigkeit 
zuerkannt hat, und auf welcher Grundlage ist 
diese Entscheidung getroffen worden? 


16. Abgeordneter 

Conradi 


(SPD) 


Was hat das Finanzamt Böblingen hinsichtlich 
der steuerlichen Gemeinnützigkeit der „Schutz- 
gemeinschaft" unternommen, nachdem die 
Stuttgarter Zeitungen über deren wahren Zweck 
berichtet haben? 


17. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Anerkennung und Über- 
prüfung der steuerlichen Gemeinnützigkeit von 
Vereinen aus diesem Fall? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 15. Januar 

Falls die in dem Pressebericht aufgestellten Behauptungen zutreffen, 
bestehen erhebliche Zweifel, ob der Verein ausschließlich und selbstlos 
gemeinnützige Zwecke verfolgt. Dies zu prüfen und zu entscheiden, ist 
Aufgabe der zuständigen Finanzbehörden des Landes Baden- Württem- 
berg. Die Bundesregierung kann auf Grund der ihr bekannten Umstände 
annehmen, daß die zuständigen Landesfinanzbehörden das Erforderliche 
veranlaßt haben. 

Nach Auffassung der Bundesregierung bietet das geltende Gemeinnüt- 
zigkeitsrecht ausreichende Handhaben für eine befriedigende Erledi- 
gung von Fällen, in denen die tatsächliche Geschäftsführung einer Ver- 
einigung von der für die Anerkennung zunächst maßgeblichen Satzung 
abweicht. Den Finanzbehörden ist bewußt, daß allein auf Grund der 
Satzung die Gemeinnützigkeit einer Vereinigung nicht zuverlässig beur- 
teilt werden kann. Dem tragen sie dadurch Rechnung, daß die Anerken- 
nung zunächst nur vorläufig und unter dem Vorbehalt der Übereinstim- 
mung der tatsächlichen Geschäftsführung mit der Satzung ausgespro- 
chen wird. Diese Übereinstimmung wird im Rahmen der auf die vorläu- 
fige Anerkennung folgenden Veranlagung und danach in regelmäßigen 
Abständen überprüft. Erkenntnisse, die auf anderem Wege, beispiels- 
weise durch parlamentarische Anfragen, Bürgerbeschwerden oder 
Pressemeldungen, gewonnen werden, werden ebenfalls ausgewertet 
und die erforderlichen Folgerungen daraus gezogen. 


18. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Von welchen Annahmen über die Höhe der 
Rückstellungen für Vorruhestandsleistungen 
und damit auch über die Inanspruchnahme des 
Vorruhestandsgeldes und von welchen Annah- 
men für die Zahl der wiederbesetzten Arbeits- 
plätze ist die Bundesregierung bei der letzten 
Steuerschätzung ausgegangen, als sie für 1985 
Mindereinnahmen von 2,2 Milliarden DM als 
Folge des Vorruhestandsgesetzes prognostiziert 
hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 16. Januar 

Der Arbeitskreis „ Steuerschätzungen " nimmt an, daß im Laufe des Jah- 
res 1985 rund 100 000 Arbeitnehmer auf Grund bereits abgeschlossener 
und noch abzuschließender Vereinbarungen in den Vorruhestand gehen. 
Für die Unternehmen insgesamt ist grundsätzlich die Möglichkeit gege- 
ben, den voraussichtlichen Gesamtaufwand an Vorruhestandsgeld für 
diese 100 000 Arbeitnehmer durch Bildung von Rückstellungen abgezinst 
im Jahr der Rückstellungsbüdung zu berücksichtigen. Wegen des Wahl- 
rechts nach § 6 a EStG ist aber damit zu rechnen, daß - insbesondere 
wegen der unterschiedlichen Gewinnlage - nur ein Teü der Unterneh- 
men von der Möglichkeit einer Rückstellungsbüdung Gebrauch macht. 
Wegen fehlender Erfahrungswerte werden nach der Schätzung etwa für 
die Hälfte der Vorruheständler (rund 50 000) Rückstellungen gebildet. Als 
durchschnittlicher Rückstellungsbetrag sind 70 000 DM mit einem 
Gesamtbetrag von rund 3,5 Milliarden DM veranschlagt. Daraus ergibt 
sich bei 56 v. H. Körperschaftsteuer eine Minderung des Steueraufkom- 
mens von rund 2 Milliarden DM. Die geschätzte Aufkommensminderung 
bei der Gewerbesteuer um rund 0,2 Milliarden DM berücksichtigt bei 
dieser Steuerart ein langsameres Wirksamwerden im Zuge des Veranla- 
gungsverfahrens. 

Die Zahl der wiederbesetzten Arbeitsplätze ist für die Bemessung der 
Rückstellungen ohne Belang. 


Sind die Antworten der Bundesregierung auf 
meine Fragen 17 und 18 (Drucksache 10/2673) 
(Steuermindereinnahmen 1985 durch das Vorru- 
hestandsgesetz) so zu interpretieren, daß der für 
das Jahr 1985 erwartete Steuer ausf all von 
2,2 Milliarden DM allein auf die Büdung von 
Rückstellungen für spätere Zahlungen von Vor- 
ruhestandsleistungen zurückzuführen sind, oder 
ist bei der Anwendung des § 3 Nr. 9 EStG auf 
Vorruhestandsleistungen mit weiteren Steuer- 
mindereinnahmen zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hätele 
vom 16. Januar 

Die vom Arbeitskreis „Steuerschätzungen" bei der Steuerschätzung für 
das Jahr 1985 gesondert in Ansatz gebrachte Minderung der Steuerein- 
nahmen durch die Vorruhestandsregelung bezieht sich allein auf die 
Büdung von Rückstellungen für Vorruhestandsleistungen späterer Jahre. 
Eine besondere Berücksichtigung außerhalb des allgemeinen Schätzrah- 
mens war erforderlich, weü bei der Schätzung der Bemessungsgrundlage 
für die Gewinnsteuern Erfahrungswerte über die RücksteUungsbüdung 
der Unternehmen für Vorruhestandsleistungen noch nicht Vorlagen und 
nicht vorliegen konnten. 

Die Auswirkungen des Vorruhestandsgesetzes auf das Lohnsteuerauf- 
kommen ist im Gesamtrahmen der Bestimmungsgrößen für diese Steuer- 
art berücksichtigt worden. In der Bruttolohn- und Gehaltssumme (ein- 
schließlich Beamtenpensionen) von 833,3 Milliarden DM für 1985 sind 
Vorruhestandsgelder für 50 000 Betroffene im Jahresdurchschnitt im 
Gesamtbetrag von rund 1,2 Milliarden DM enthalten. Bei der Ableitung 
der Steuereinnahmen aus dieser Bemessungsgrundlage ist auch die 
Anwendung des § 3 Nr. 9 EStG - wegen der Größenordnung pauschal - 
berücksichtigt worden. Bei einem kassenmäßigen Lohnsteueraufkom- 
men von 145,6 Milliarden DM wirkt sich eine Steuerfreiheit im Rahmen 
der Höchstbeträge nach § 3 Nr. 9 EStG auf das Schätzergebnis nur wenig 


19. Abgeordneter 

Sieler 

(SPD) 
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aus. Insofern ist eine Korrektur der Steuerschätzung - auch bei Vorliegen 
statistischer Daten über einzelne Vorruhestandsabschlüsse- nicht zu 
erwarten. 


20. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 17. Januar 

Kosten für Renovierungsmaßnahmen sind in der Regel Erhaltungsauf- 
wendungen. Diese sind bei der Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung oder aus Gewerbebetrieb bereits nach den allgemei- 
nen Vorschriften des Steuerrechts regelmäßig sofort abzugsfähige Wer- 
bungskosten oder Betriebsausgaben. 

Aufwendungen für bestimmte Renovierungs- oder Sanierungsmaßnah- 
men, die Herstellungskosten sind, können, wenn sich das Gebäude in 
einem förmlich festgelegten Sanierungsbebiet oder städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich befindet, über einen Zeitraum von zehn Jahren mit 
10 v. H. jährlich erhöht abgesetzt werden (§ 82 g der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung - EStDV -). Gleiches güt für bestimmte Her- 
stellungskosten an Baudenkmälern (§ 82 i EStDV). 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese Förderung ausrei- 
chend ist. Sie beabsichtigt deshalb weder eine Ausweitung dieser Förde- 
rung noch die Einführung neuer steuerrechtlicher Subventionstatbe- 
stände. Dies steht auch im Einklang mit den Zielen der Bundesregierung, 
das Steuerrecht zu vereinfachen, Subventionen abzubauen und die vor- 
handenen Mittel auf die Senkung der allgemeinen Steuerbelastung und 
die Verbesserung des Familienlastenausgleichs auszurichten. Damit wer- 
den die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen verbessert und die Grund- 
lagen für einen dauerhaften wirtschaftlichen Aufschwung geschaffen, an 
dem die Bauwirtschaft teühat und der ihr die Anpassung an den vorhan- 
denen Bedarf erleichtern wird. 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Reno- 
vierungen von Gebäuden und Stadtkernsanie- 
rungen künftig steuerlich großzügiger als bisher 
zu behandeln, um den Anpassungsprozeß der 
Bauwirtschaft in gesamtwirtschaftlich vertretba- 
rer Weise erträglicher zu gestalten, zumal die 
genannten Arbeiten arbeitsintensiver sind als 
Neubauten? 


21. Abgeordneter 

Marschewski 


(CDU/CSU) 


Wird durch die Absicht der Bundesregierung 
(1. Bericht zur Rechts- und Verwaltungsvereinfa- 
chung), Vorschriften des Branntweinmonopols 
aufzuheben, das deutsche Branntweinmonopol 
in irgendeiner Weise tatsächlich oder rechtlich 
beeinträchtigt, und wenn ja, um welche Beein- 
trächtigungen handelt es sich? \ 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 16. Januar 

Die vorgesehenen monopolrechtlichen Änderungen (Nr. 31 und 32 a) des 
1. Berichts an die Bundesregierung zur Rechts- und Verwaltungsverein- 
fachung) dienen der Vereinheitlichung des Strafrechts und der Aufhe- 
bung entbehrlicher oder überholter Vorschriften. Das deutsche Brannt- 
weinmonopol wird nicht beeinträchtigt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

22. Abgeordneter Duldet die Bundesregierung die Ausfuhr nach 

Schwenninger Südafrika von Aufliegern der Firma Goldhofer 

(DIE GRÜNEN) Fahrzeugwerk, Memmingen, die besonders kon- 

struiert wurden für den Transport von Panzern, 
und wie vereinbart sie dies gegebenenfalls mit 
dem Beschluß 418 des UN- Sicherheitsrats vom 
4. November 1977? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 16. Januar 

Laut Auskunft der Firma Goldhofer handelt es sich bei den nach Süd- 
afrika gelieferten Tiefladern um zivüe Fahrzeuge zum Transport von 
Baumaschinen u. ä. Die Ausfuhr solcher Fahrzeuge bedarf keiner Geneh- 
migung nach § 5 Abs. 1 der Außenwirtschafts Verordnung. 

Unter das Ausfuhrgenehmigungserfordernis fallen nach Nr. 0006 der 
Ausfuhrliste nur solche Tieflader, die für militärische Zwecke besonders 
konstruiert sind. Hierfür müssen sie bestimmte, z. B. für den Transport 
von Panzern unter schwierigen Gelände- oder Witterungsverhältnissen, 
erforderliche Konstruktionsmerkmale aufweisen. Diese sind bei den in 
Rede stehenden Tiefladern der Firma Goldhofer nicht gegeben. 

Wie bereits mehrfach betont, hält die Bundesregierung sich strikt an die 
Bestimmungen des Waffenembargos der Vereinten Nationen gegenüber 
Südafrika, d. h. Ausfuhrgenehmigungen für militärische Fahrzeuge im 
Sinne der Ausfuhrliste werden für dieses Land nicht erteilt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordneter Warum klappt nach Ansicht der Bundesregie- 

Bredehorn rung auch in diesem Jahr die Distribution der 

(FDP) verbilligten Weihnachtsbutter nicht, und ist die 

Bundesregierung gewillt, bei zukünftigen ähnli- 
chen Aktionen sich dafür einzusetzen, daß die 
angekündigte Billigware rechtzeitig in ausrei- 
chendem Maße in den Geschäften angeboten 
werden kann? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 11. Januar 

Die Bundesregierung hatte sich wie in den vergangenen Jahren bei der 
EG-Kommission für den Beginn der Weihnachtsbutteraktion zu Anfang 
November eingesetzt. 

Deshalb bedauert sie es, daß auf Grund der Entscheidung der EG- 
Kommission die Aktion erst am 5. Dezember 1984 in den Einzelhandels- 
geschäften anlaufen konnte. 

Dennoch ist festzustellen, daß es nicht zuletzt dank der Mithilfe des 
Handels gelungen ist, bis Weihnachten von den der Bundesregierung 
zustehenden 50 000 Tonnen verbilligter Molkereibutter aus Interven- 
tionsbeständen immerhin etwa 30 000 Tonnen an die Verbraucher abzu- 
setzen. Hieraus folgt, daß die Distribution durchaus geklappt hat. 

Es steht dem nicht entgegen, daß Einzelhändler nicht an allen Tagen 
verbilligte Butter anbieten. Einerseits wird von staatswegen nicht in das 
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Distributionsverhalten des Handels eingegriffen. Andererseits stehen 
jedem Einzelhändler für die Aktionsdauer auch nur etwa 14 v. H. seines 
Frischbutterumsatzes 1983 in Form verbilligter Butter zu. 

Die Bundesregierung ist stets dafür eingetreten, in einem begrenzten 
Zeitraum eine angemessene Menge Butter den Verbrauchern in der EG 
verbilligt zur Verfügung zu stellen. Sie hält eine Erhöhung der derzeit 
EG-weit verbilligt angebotenen Menge von 200 000 Tonnen Butter aus 
Interventionsbeständen, davon 50000 Tonnen für die Verbraucher in der 
Bundesrepublik Deutschland, nicht für sinnvoll, da dies zu einer stärke- 
ren Verdrängung von frischer Markenbutter führen würde. 

Sowohl die Verbilligung einer noch größeren Menge als auch eine Ver- 
billigung über einen längeren Zeitraum würden die Kosten für den 
Mehrabsatz überproportional erhöhen. Zumindest bei der derzeitigen 
Aktion fehlten hierzu auch die EG-Haushaltsmittel. 


Welches Konzept verfolgt die Bundesregierung 
in der EG, um Überschüsse bei landwirtschaftli- 
chen Produkten mehr als bisher notleidenden 
Gebieten zugute kommen zu lassen und auf die- 
se Art sowohl Vernichtungsaktionen von Obst 
wie auch Büligstexporte von Butter an die 
UdSSR zu verhindern bzw. entbehrlich zu ma- 
chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 16. Januar 

Die Bundesregierung verfolgt in der EG das Konzept, Nahrungsmittel- 
hilfe als Übergangsmaßnahme zur Deckung von Nahrungsmitteldefiziten 
und zur raschen Hüfe bei Katastrophenfällen (z. B. Erdbeben, Über- 
schwemmungen) zu leisten. Sie teüt allerdings auch die einhellige Mei- 
nung in Politik und Wissenschaft, daß der Hunger in der Welt nur dann 
wirksam und endgültig bekämpft werden kann, wenn es gelingt, die 
landwirtschaftliche Erzeugung in der Dritten Welt so nachhaltig zu stei- 
gern, daß trotz des raschen Bevölkerungswachstums die Versorgung mit 
Nahrungsmitteln aus eigener Ernte sichergestellt werden kann. 

Ich bitte Sie deshalb, den Gesichtspunkt der Hilfe für notleidende 
Gebiete getrennt von dem der Übeschüsse bei landwirtschaftlichen Pro- 
dukten, insbesondere den von Ihnen erwähnten Erzeugnissen Obst und 
Butter, zu sehen, die den Transport und die Verteüung in den überwie- 
gend tropischen Gebieten nicht ohne Verderb überstehen würden. Den 
Menschen in den notleidenden Gebieten mangelt es im übrigen nicht an 
Obst, sondern an eiweiß- und kohlehydrathaltigen Grundnahrungsmit- 
teln. 

Deshalb ist die Bundesregierung in der EG dafür eingetreten und natio- 
nal flankierend tätig geworden, den notleidenden Gebieten bedarfsorien- 
tiert Getreide und andere haltbare Lebensmittel, darunter auch Butteroil, 
zur Verfügung zu stellen sowie dabei die Transport- und Verteüungsko- 
sten zu übernehmen. 

Im übrigen ist es das Ziel der Marktordnungen, kurzfristig einen Aus- 
gleich zwischen Angebot und Nachfrage zu erreichen und damit über- 
große Preisschwankungen zu vermeiden. Eine Vernichtung von Obst ist 
nicht vorgesehen. Anderslautende Berichte sind unzutreffend. In den 
Medien wird unrichtigerweise Verderb mit Vernichtung gleichgesetzt. 

Bezüglich Ihrer Frage nach der Verhinderung von Billigstexporten von 
Butter in die UdSSR möchte ich Ihnen mitteüen, daß es trotz der Abgabe 
von jährlich rund 600 000 Tonnen Butter zu teilweise weniger als dem 
halben Interventionspreis an 


24. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 
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- gemeinnützige Einrichtungen, 

- Streitkräfte und ihnen gleichgestellte Einheiten, 

- Butterreinfett in Kleinverkaufsverpackungen für den Endverbraucher, 

- Herstellung von Backwaren, Zuckerwaren und Fischspeisen, 

- Herstellung von Speiseeis, 

- Molkereibutter (Weihnachtsbutter), 

- Verbraucherbeihüfe für Frischbutter in Großbritannien, Irland, Däne- 
mark und Luxemburg 

und der erwähnten bedarfsorientierten Lieferung von Butteroü in notlei- 
dende Gebiete bislang nicht gelungen ist, die Interventionsbestände 
allein durch Absatzmaßnahmen in der Gemeinschaft entscheidend abzu- 
bauen. 

Deshalb hat die EG seit jeher Käufer in Drittländern gesucht. In den 
letzten Jahren ist der Vordere Orient, nicht zuletzt durch die Ereignisse 
im Iran, mehr und mehr als Käufer größerer Mengen Butter ausgefallen. 
Auch die kaufkräftige Nachfrage aus Entwicklungsländern war rezes- 
sionsbedingt rückläufig. Die EG hat daher die Möglichkeit genutzt, an 
die UdSSR ältere Butter zu verkaufen. 

Nach vorläufigen Schätzungen ist die Buttererzeugung in der EG 1984 
gegenüber 1983 auf Grund der Garantiemengenregelung um ca. 8 v. H. 
die ca. 190 000 Tonnen Butter entsprechen, gesunken. Dieser Weg ist 
geeignet, ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen Angebot und Nach- 
frage herbeizuführen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

25. Abgeordneter 

Gerstl 
(Passau) 

(SPD) 


26. Abgeordneter 

Gerstl 

(Passau) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 14. Januar 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat der Bundesanstalt 
für Arbeit eine solche Anweisung nicht gegeben. 

Der Verbleib der Bewerber um Berufsausbüdungsstellen wird in der 
Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit zum Ende des 
Beratungsjahres (Stichtag: 30. September) nach der Art der Erledigung 
(„Einmündung in betriebliche Berufsausbüdungsstelle", „Schulbesuch", 
„berufsvorbereitende Maßnahme", „Arbeitsstelle", „nach Vermittlungs- 
vorschlag unbekannt verblieben", „sonstige Erledigung", „noch nicht 
vermittelt") ausgewiesen. 


Trifft es zu, daß der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung an die Bundesanstalt für Ar- 
beit die Anweisung gegeben hat, bei der Erstel- 
lung der Statistik für Ausbüdungsplatzsuchende 
die Jugendlichen nicht mehr zu erfassen, die 
vorübergehend eine Arbeit angenommen oder 
eine schulische Aus- oder Weiterbildung aufge- 
nommen haben? 


Werden gegebenenfalls auch solche Ausbü- 
dungsplatzsuchenden nicht mehr als solche in 
der Statistik erfaßt, wenn sie ausdrücklich erklä- 
ren, bei Zuweisung eines Ausbüdungsplatzes ih- 
re bisherige Berufstätigkeit oder Weiterbildung 
abzubrechen? 
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Bewerber, die eine Arbeitsstelle angenommen haben oder in eine schuli- 
sche Bildungsmaßnahme eingemündet sind, werden in der Statistik über 
die Bewerber um Berufsausbüdungsstellen des folgenden Berichtsjahres 
übernommen, wenn weitere Vermittlungsbemühungen durch die Berufs- 
beratung ausdrücklich gewünscht werden. Sie gehen damit in die 
Gesamtzahl der Ausbüdungsstellenbewerber für das neue Ausbildungs- 
jahr ein. 

Diese statistische Vorgehensweise besteht seit Jahren unverändert. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat zusätzlich zum Stichtag 30. September 
1984 eine Sondererhebung über den in Frage stehenden Personenkreis 
durchgeführt. Hierzu verweise ich auf meine Antwort auf die Frage des 
Abgeordneten Kastning (Anlage 2 zum Stenographischen Bericht über 
die 93. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 24. Oktober 1984, 
Seite 6829). 

Ob eine solche Sondererhebung im Ausbüdungsjahr 1984/85 erneut 
durchgeführt wird, hängt davon ab, ob die dafür erforderliche personelle 
Kapazität der Arbeitsämter vorhanden ist. Angesichts des erneut schwie- 
rigen Ausbüdungsjahres 1984/85 wird es in erster Linie darauf ankom- 
men, die personelle Kapazität auf die Vermittlung und Nach Vermittlung 
der noch nicht untergebrachten Ausbildungsplatzbewerber sowie auf 
Beratung und Vermittlung von Arbeitslosen zu konzentrieren. 

27. Abgeordneter 

Sieler 

(SPD) 


28. Abgeordneter 

Sieler 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 16. Januar 

Die Berechnung der Kosten des Vorruhestandsgesetzes war bei der 
Beschlußfassung der Bundesregierung über den Regierungsentwurf 
Gegenstand besonders sorgfältiger Beratung. Auf Grund der Tatsache, 
daß mit der Vorruhestandsregelung sozialpolitisches, tarifpolitisches und 
betriebswirtschaftliches Neuland betreten wurde, und insbesondere 
unter Berücksichtigung des Umstandes, daß die Akzeptanz der Regelung 
bei den betroffenen Arbeitnehmern nicht eingeschätzt werden konnte, 
hat sich der Regierungsentwurf im Interesse einer sachgerechten Darstel- 
lung darauf beschränkt, in einer Modellrechnung für je 100 000 Inan- 
spruchnehmende die Kostenbelastung nach Bereichen und im Zeitverlauf 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ihr 
Gesetzentwurf zum Vorruhestand dem § 40 der 
gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesre- 
gierung (GGO II) entsprochen hat, in dem insbe- 
sondere gefordert wird, daß die auf den Bundes- 
haushalt entfallenden Kosten für den Zeitraum 
der gültigen mehrjährigen Finanzplanung des 
Bundes nach den Hauptgruppen des Gruppie- 
rungsplans aufzugliedern sind, daß anzugeben 
ist, ob und inwieweit die auf den Bund entfallen- 
den Mindereinnahmen in der mehrjährigen Fi- 
nanzplanung berücksichtigt sind und daß die 
Auswirkungen auf die Haushalte der Länder und 
Gemeinden gesondert aufzuführen sind? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sie 
mit ihren Ausführungen zu den Kosten der Vor- 
ruhestandsregelung im Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages die notwendigen Infor- 
mationen geliefert hat, um dem Ausschuß eine 
ordnungsgemäße Beratung nach § 96 der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages zu 
ermöglichen? 
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darzustellen (vgl. S. 22 der Drucksache 10/880). Jeder Versuch einer 
effektiven Kostenberechnung wäre auf Grund der dann zu treffenden 
vielfältig ungesicherten Annahmen untauglich und darum politisch und 
fachlich unvertretbar gewesen. Die Bundesregierung ist daher der Auf- 
fassung, ihrer Informationspflicht auch gegenüber dem Parlament in der 
richtigen Weise genügt zu haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


29. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Existieren im Bundesministerium der Verteidi- 
gung Studien über die mittelfristige Kapazitäten- 
auslastung in der Rüstungsindustrie, und in wel- 
chen Bereichen der Rüstungsindustrie ist in den 
nächsten Jahren mit Auslastungsschwierigkei- 
ten bzw. Zuwächsen zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 11. Januar 

Es hegen im Bundesministerium der Verteidigung keine Studien über die 
mittelfristige Kapazitätsauslastung in der Rüstungsindustrie vor. Aller- 
dings ist die Bundeswehrplanung auf ihre wesentlichen Auswirkungen 
für die Industrie ausgewertet worden. Danach sind mittelfristig Rück- 
gänge bei Panzern, Fluggerät und größeren Schiffen und Zuwächse bei 
Munition, Elektronik und Flugkörpern zu erwarten. 


30. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Wo ist gegebenenfalls mit Entlassungen zu rech- 
nen, und welche Regionen/Städte/Gemeinden 
sind durch den Rückgang der Rüstungsproduk- 
tion besonders betroffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 11. Januar 

Der Bundesregierung sind Angaben zu möglichen zukünftigen Entlas- 
sungen nicht bekannt. Die betroffenen Unternehmen sind über den 
Verlauf der Auftragsentwicklung seit langem unterrichtet und stehen sich 
darauf in eigener Verantwortung ein. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß es den Firmen durch andere Aufträge gelingt, Entlassungen zu 
vermeiden oder in engen Grenzen zu halten. 

Darüber hinaus ist weitgehend unbekannt, wo die umfangreichen Zulie- 
ferungen bzw. Unteraufträge beschäftigungswirksam werden. 


31. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Wie verteilen sich die Aufträge des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung und des Bundesamtes 
für Wehrtechnik und Beschaffung ihrem Volu- 
men nach regional? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 11. Januar 

Die Inlandsaufträge der Bundeswehr verteilen sich 1983 wie folgt: 



Millionen DM 

v. H. 

Schleswig-Holstein 

1 005,5 

9,0 

Hamburg 

505,5 

4,5 

Niedersachsen 

521,8 

4,7 

Bremen 

538,8 

4,8 

Nordrhein-Westfalen 

1834,0 

16,5 

Hessen 

663,1 

6,0 

Rheinland-Pfalz 

294,2 

2,6 

Baden-Württemberg 

1966,6 

17,6 

Bayern 

3 697,1 

33,1 

Saarland 

127,8 

1,2 

insgesamt 

11154,4 

100,0 


Die Zahlenangaben geben keinen Aufschluß über die tatsächliche 
beschäftigungswirksame BeteiÜgung der einzelnen Bundesländer. Erfaßt 
sind nur Direktaufträge der Bundeswehr, nicht dagegen Unteraufträge, 
die insbesondere bei Waffensystemen und der Einschaltung von General- 
untemehmen bis zu 80 v. H. und mehr des Auftragswertes ausmachen 
können. Es ist davon auszugehen, daß sich die Unteraufträge ebenso wie 
die Direktaufträge entsprechend der vorhandenen Industriestruktur auf 
die Bundesländer verteüen. 


32. Abgeordnete Existieren im Bundesministerium der Verteidi- 

Frau gung Pläne, die für einzelne Bereiche oder Be- 

Fuchs triebe Alternativen zur Rüstungsproduktion vor- 

(Verl) sehen? 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 11. Januar 

Fragen einer möglichen Umwandlung bestehender Rüstungskapazitäten 
liegen im Verantwortungsbereich der Industrie. Die Bundesregierung hat 
jedoch seit jeher eine Diversifizierung des Produktionsbereichs der Auf- 
tragnehmer der Bundeswehr begrüßt, damit diese die zwangsläufig auf- 
tretenden Auftragsschwankungen besser überbrücken können und 
gegenseitige Abhängigkeiten möglichst vermieden werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


33. Abgeordneter Kann die Bundesregierung nachvollziehbar dar- 

Esters legen, „daß neben unmittelbaren familienpoliti- 

(SPD) sehen Auswirkungen der Steuerreform und des 

Kindergeldzuschlages die Steuersenkungen 
durch die Tarifkorrektur in der Größenordnung 
von ungefähr 13 Milliarden DM Arbeitnehmern 
mit Kindern zugute kommen" (Bundesminister 
Dr. Geißler in der Bundespressekonferenz vom 
19. Dezember 1984)? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Geißler 
vom 11. Januar 

Familien mit Kindern, die nur gut ein Drittel der 19 Millionen Steuerzah- 
ler ausmachen, kommt insgesamt mehr als die Hälfte (rund 56 v. H.) der 
Steuersenkung von insgesamt 20 Milliarden DM, nämlich rund 11,2 Mil- 
liarden DM zugute. In 1986 allein sind es sogar 70 v. H. der dann vorgese- 
henen Gesamtentlastung von 11 Milliarden DM, d. h. 7,7 Milliarden DM. 

Zusammen mit den Mehrausgaben des Bundes für die Einführung eines 
Kindergeldzuschlages (650 Millionen DM) und die Einführung eines 
Erziehungsgeldes (2,2 Milliarden DM) sind dies mehr als 14 Milliarden 
DM; in diesem Umfange werden Familien mit Kindern ab 1988 zusätzlich 
entlastet. Der bei weitem größte Teü dieser Entlastungen, etwa 13 Mü- 
liarden DM, kommt Arbeitnehmern mit Kindern zugute. Die erwähnten 
13 Milliarden DM sind also - in der zitierten Aussage kam dies nicht so 
zum Ausdruck - das Gesamtvolumen dieser Entlastungen, das ab 1988 
auf Arbeitnehmerfamilien mit Kindern entfällt. 

Wie hoch wäre das monatliche Kindergeld für 
Familien mit drei bzw. vier Kindern von 1975 bis 
1982 nach dem Rechtszustand des Jahres 1975 
gestiegen, wenn es nach den Vorstellungen des 
Bundesministers Dr. Geißler (Bundespressekon- 
ferenz vom 19. Dezember 1984) dynamisiert ge- 
wesen wäre? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 11. Januar 

Hätte man die 75er Kindergeldsätze von 50 DM für das erste, 70 DM für 
das zweite und 120 DM für jedes weitere Kind bis 1982 entsprechend 
dem Anstieg der Lebenshaltungskosten (37,3 v. H.) - als einem der denk- 
baren Maßstäbe - erhöht und gleichzeitig in den acht Jahren von jeder 
sonstigen Verbesserung des Familienlastenausgleichs auch zugunsten 
der im Vergleich zu anderen Gruppen besonders benachteiligten kinder- 
reichen Familien abgesehen, wäre das monatliche Kindergeld für das 
erste Kind auf 69 DM, für das zweite Kind auf 96 DM und für das dritte 
und jedes weitere Kind auf 165 DM gestiegen. Es hätte dann 1982 für 
Familien mit drei Kindern 330 DM, für Familien mit vier Kindern 495 DM 
betragen. Eine Dynamisierung hätte im übrigen auch innerhalb der drei 
Jahre vom 1. Januar 1975 bis 31. Dezember 1977 zu einer Erhöhung der 
Kindergeldsätze geführt. In dieser Zeit ist das Kindergeld jedoch unver- 
ändert auf der Höhe des Jahres 1975 geblieben. 

35. Abgeordneter Warum hält die Bundesregierung eine Anhe- 

Poß bung des Kindergeldes durch Entscheidungen 

(SPD) des Gesetzgebers, die zu einer Steigerung des 

monatlichen Kindergeldes für eine Familie mit 
drei bzw. vier Kindern von 1975 bis 1982 um 
54 v. H. bzw. 70 v. H. geführt hat (vgl. Parla- 
mentarischer Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Familie und Gesundheit 
vom 18. Oktober 1984, Drucksache 10/2164, Sei- 
te 24), für schlechter als eine Dynamisierung, wie 
sie z. B. bei der Sozialhüfe güt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 11. Januar 

Soweit Bundesminister Dr. Geißler am 19. Dezember 1984 die Dynamisie- 
rung des Kindergeldes angesprochen hat, ging es um die - in der Folge- 


34. Abgeordneter 
Poß 
(SPD) 


16 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2763 


zeit nicht erfüllte - Erwartung der unionsregierten Länder aus dem Jahr 
1974, die damals für die Zeit ab 1975 beschlossene Konzentrierung des 
Familienlastenausgleichs auf das Kindergeld werde mit einer regelmäßi- 
gen Anpassung des Kindergeldes an veränderte wirtschaftliche Verhält- 
nisse verbunden. Eine Dynamisierung hätte im übrigen sonstige Verbes- 
serungen des Familienlastenausgleichs insbesondere zugunsten kinder- 
reicher Familien, die - soweit sie vorgenommen wurden - durchweg erst 
auf nachdrückliche Forderungen unionsregierter Länder folgten und mit 
Wirkung vom 1. Januar 1982 durch die generelle Kürzung des Kindergel- 
des für das zweite und dritte Kind um je 20 DM teüweise wieder rückgän- 
gig gemacht wurden, keineswegs entbehrlich gemacht. 

36. Abgeordneter Trifft es zu, daß der durchschnittliche Jahres- 

Esters zahlbetrag je Kind für das Kindergeld von 

(SPD) 820 DM im Jahr 1975 um rund 35 v. H. auf rund 

1 800 DM im Jahr 1982 gestiegen ist und daß 
allein in den Jahren 1980 bis 1982 die Kinderbe- 
treuungskosten und die Kinderadditive bei den 
Sonderausgaben noch einmal zusätzlich jährlich 
260 DM je Kind ausmachten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. Januar 

1982 ist ein durchschnittlicher Jahresbetrag von 1 097 DM Kindergeld je 
Kind gezahlt worden. Er war damit um 34 v. H. höher als 1975. 

Die Kinderbetreuungskosten waren in den Jahren 1980 bis 1982 als 
außergewöhnliche Belastung steuerlich abzugsfähig. Kinderbetreuungs- 
kosten sind für etwa 40 v. H. der Kinder steuerlich geltend gemacht 
worden. Deshalb ist es nicht möglich, die dadurch verursachten Steuer- 
mindereinnahmen, die außerdem auf einer groben Schätzung beruhen, 
auf die Zahl aller Kinder zu beziehen. Gleiches gilt für die steuerlichen 
Mindereinnahmen auf Grund der Kinderadditive bei den Sonderausga- 
ben; auch sie wurden nur bei einem Teü der Eltern wirksam. 


37. Abgeordneter Trifft es zu, daß die aus Kindergeld, Kinderaddi- 

Esters tiven bei den Sonderausgaben und Kinderfreibe- 

(SPD) trägen bestehenden Komponenten des Familien- 

lastenausgleichs von 1975 bis 1982 um durch- 
schnittlich jährlich 5,2 v. H. und, wenn man den 
durchschnittlichen Jahresbetrag je Kind in DM 
zugrunde legt, um 9,4 v. H. gestiegen sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. Januar 

Die Ausgaben für Kindergeld und die steuerlichen Mindereinnahmen 
durch Kinderadditive bei den Sonderausgaben und abzugsfähige Betreu- 
ungskosten hatten 1975 ein Volumen von insgesamt 16,25 Milliarden DM 
und 1982 von 20,2 Milliarden DM. Das bedeutet eine Steigerung von 
24,6 v. H. Da die steuerliche Entlastung nur für einen Teü der Kinder 
wirksam war, ist es nicht möglich, diese Beträge auf die Zahl aller Kinder 
zu beziehen und einen durchschnittlichen Betrag je Kind zu errechnen. 


38. Abgeordneter 
Esters 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß bei 
der Summe aus Kindergeld, Kindergeldzuschlag, 
Kinderfreibeträgen und Kinderadditiven bei 
Sonderausgaben 1982 bis 1988 - nach den Vor- 
schlägen der Bundesregierung - mit einer Stei- 
gerung des Finanzaufwandes von 20,2 Müliar- 
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den DM auf 22,3 Milliarden DM und damit um 
durchschnittlich jährlich 1,7 v. H. zu rechnen ist 
und, wenn man den Jahresbetrag je Kind in DM 
zugrunde legt, von durchschnittlich jährlich 
7,8 v. H.? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. Januar 

Die Ausgaben für Kindergeld, den vorgesehenen Kindergeldzuschlag 
und die steuerlichen Mindereinnahmen durch den erhöhten Kinderfrei- 
betrag werden 1988 ein Volumen von 22,3 Milliarden DM umfassen. 
Dazu sind noch die Ausgaben für Erziehungsgeld zu rechnen; die Bun- 
desregierung bereitet dafür einen Gesetzentwurf vor. Die Ausgaben für 
Erziehungsgeld sind mit 2,55 Milliarden DM veranschlagt. Diese Ausga- 
ben und Mindereinnahmen beziehen sich auf eine Kinderzahl, die vor- 
aussichtlich 17,5 v. H. niedriger sein wird als 1982. 1982 betrug die Zahl 
der Kinder, für die ein Anspruch auf Kindergeld bestand, 14,95 Millionen. 
Auf Grund der Geburtenzahl, die seit 1973 auf einem äußerst niedrigem 
Niveau geblieben ist, wird die Zahl der Kinder 1988 voraussichtlich nur 
noch bei 11,95 Millionen liegen. 

Ein Jahresbetrag je Kind läßt sich nicht errechnen, da man die Ausgaben 
für Erziehungsgeld nicht auf die Gesamtzahl der Kinder beziehen kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage 
von Datenschutzbeauftragten, daß Postkunden, 
die in dem Antrag auf einen Telefonanschluß bei 
der Deutschen Bundespost ein deutliches „Nein“ 
in der Spalte, in der nach Überlassung der Daten 
zur Verwendung für Werbezwecke durch die 
Deutsche Postreklame GmbH gefragt wird, ein- 
getragen haben, dennoch Werbematerial auf 
dem Wege über die Deutsche Postreklame 
GmbH zugeschickt bekommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. Januar 

Daten von Kunden, die auf dem Antrag für Telefonhauptanschlüsse 
vermerkt haben, daß sie nicht mit der Verwendung der Angaben für 
Werbezwecke einverstanden sind, werden für die Weitergabe an die 
Deutsche Postreklame GmbH gesperrt. Wenn dies im Einzelfall unterblie- 
ben sein sollte, kann es sich nur um einen Bearbeitungsfelder handeln. 
Dann genügt ein kurzer Hinweis des Kunden und die Anschrift wird 
gesperrt. 

Da die Deutsche Postreklame GmbH die Anschriften an die Auftraggeber 
jeweüs nur zur einmaligen Verwendung verkauft, dürfte es sich im 
allgemeinen auch nur um einen einmaligen Fall handeln, wenn der 
Bearbeitungsfelder korrigiert wird. 


39. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


40. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


Ist es beabsichtigt, diese Handhabung zu än- 
dern, und ist insbesondere daran gedacht, die 
Datenweitergabe-Ermächtigung dahin gehend 
zu ändern, daß die Erklärung des Einverständ- 
nisses mit der Datenweitergabe ausdrücklich ab- 
gegeben werden muß statt wie bisher die Nicht- 
Einverständnis-Erklärung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. Januar 

Das heutige Formblatt entspricht den datenschutzrechtlichen Bestim- 
mungen und ist auch mit dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
abgestimmt. Eine Änderung dieses Formblatts wird z. Z. geprüft. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß die Angaben im 
Telefonbuch veröffentlicht sind und von Dritten genutzt werden dürfen. 


Trifft es zu, daß die Oberpostdirektion (OPD) 
Münster gegen die Entscheidung des Regie- 
rungspräsidenten Detmold, die Errichtung eines 
90 Meter hohen Fernmeldeturms (Richtfunkan- 
tennenträger) am von der Deutschen Bundespost 
vorgesehenen Standort in der Innenstadt Güters- 
loh nicht zu genehmigen, Widerspruch einlegen 
will und wird der Bundesminister für das Post- 
und Femmeldewesen gegebenenfalls veranlas- 
sen, daß die OPD einen solchen Widerspruch 
unterläßt und vielmehr die Planung für diesen 
Standort aufgibt, der vom Rat der Stadt wegen 
der negativen städtebaulichen Auswirkungen 
geschlossen abgelehnt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 15.Januar 

Die Oberpostdirektion Münster hat am 3. Dezember 1984 mit Zustim- 
mung des Bundesministers für das Post- und Femmeldewesen gegen den 
Bescheid des Regierungspräsidenten Detmold vom 6. November 1984 
aus grundsätzlichen, besonders aber auch aus haushaltsrechtlichen 
Gründen Widerspruch erhoben. 

Die Oberpostdirektion bezieht sich dabei auf das Urteü des Oberverwal- 
tungsgerichts Lüneburg vom 25. März 1983, das auch Grundlage für die 
Antragsprüfung beim Regierungspräsidenten in Detmold war. Nach die- 
sem Urteil ist die Errichtung derartiger Fernmeld etürme grundsätzlich 
auch im Innenstadtbreich zulässig, soweit der vorgesehene Standort das 
zusammenhängende Stadtbüd besonders schutzwürdiger Innenstädte 
nicht schwerwiegend beeinträchtigt. 

Darüber hinaus wird die in der Antwort auf die Frage des Abgeordneten 
Dr. Meyer zu Bentrup (Drucksache 10/1018, Frage 77) gemachte Aussage 
der Deutschen Bundespost (DBP) in dieser Angelegenheit voll aufrechter- 
halten. 

Die DBP hat deshalb nicht die Absicht, den Widerspruch zurückzuneh- 
men. Ihr weiteres Vorgehen für den Fall einer Ablehnung des Wider- 
spruchs durch den Regierungspräsidenten wird nach sorgfältiger Prüfung 
des Bescheids festgelegt. Die DBP behält sich ein mögliches Verwal- 
tungsgerichtsverfahren vor. 


41. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


42. Abgeordneter 

Weinholer 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, in der Einflußnahme auf die Bauausschrei- 
bungen der Bundesbaudirektion Berlin für den 
Neubau von Dienstwohnungen der Deutschen 
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Botschaft in Riyadh (Saudi-Arabien) für ca. 
2 000 m 2 Boden- und Treppenbeläge statt 
italienischen Travertin deutschen Juramarmor 
auszuschreiben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 11. Januar 

In der Ausschreibung für die Boden- und Treppenbeläge des Neubaus 
von Dienstwohnungen der Deutschen Botschaft in Riyadh (Saudi-Ara- 
bien) ist Juramarmor, Naturton hellgelb, verlangt worden. 


43. Abgeordneter 

Weinhofer 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Verwendung von ausländischem Natur- 
stein in deutschen diplomatischen Vertretungen 
und Wohnungen der Verkaufsförderung deut- 
schen Natursteins nicht gerade förderlich ist, ob- 
wohl z. Z. über die Vermittlung einer italieni- 
schen Firma aus Maüand Anfragen aus Jeddah 
über die Lieferung von Juramarmor für Boden- 
beläge des Neubaus des Hospitals in Jeddah im 
Umfang von 180 000 m 2 und 226000 2 (außen) 
sowie für den Neubau des Flughafens in Riyadh 
im Umfang von 240000 2 der einheimischen Ju- 
ramarmorindustrie in Bayern vorliegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 11. Januar 


Die Bundesregierung begrüßt, daß auch bei ausländischen Bauten Inter- 
esse für die Verwendung von deutschem Naturstein besteht. 

Bei der Errichtung deutscher diplomatischer Vertretungen ist die Bundes- 
regierung, soweit dies im Rahmen der Wirtschaftlichkeit vertretbar ist, 
bestrebt, Material zu berücksichtigen, das in der Bundesrepublik 
Deutschland vorkommt, wie dies bei der von Ihnen angesprochenen 
Baumaßnahme in Riyadh geschehen ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


Wie viele Ausbüdungsplätze für Reiseverkehrs- 
kaufleute gibt es nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung in den Städten und Gemeinden unmit- 
telbar bzw. bei den von ihnen eingerichteten 
Fremdenverkehrsstellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 17. Januar 

Die Zahl der Ausbildungsplätze für Reiseverkehrskaufleute bei den Städ- 
ten und Gemeinden unmittelbar bzw. bei den von ihnen eingerichteten 
Fremdenverkehrsstellen wird statistisch nicht erfaßt. 

Das Deutsche Wirtschaftswissenschaftliche Institut für Fremdenverkehr 
an der Universität München hat aber im Rahmen einer Erhebung zur 
Situation des touristischen Arbeitsmarktes ermittelt, daß im Jahr 1980 in 
Fremdenverkehrs- und Verkehrsämtern im kommunalen Bereich rund 
50 Jugendliche zu Reiseverkehrskaufleuten ausgebildet wurden. In Kur- 


44. Abgeordneter 

Dr. Kühler 
(SPD) 
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Verwaltungen der Öffentlichen Hand betrug die Zahl der Ausbildungs- 
plätze für Reiseverkehrskaufleute nach vorsichtigen Schätzungen dieses 
Instituts knapp 50. Wie viele hiervon auf den kommunalen Bereich bzw. 
auf Einrichtungen der Länder entfallen, ist nicht bekannt. 


Bonn, den 18. Januar 1985 
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